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A

BGB § 134
Ein Rechtsgeschäft, mit dessen Abschluß beide Parteien gegen Be­
wirt schaf tungsvorschrif ten verstoßen, ist zwar grundsätzlich 
nichtig» Ein solcher Verstoß führt jedoch dann nicht notwendig 
zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts, wenn er seinem Umfang oder 
seiner Auswirkung nach nicht geeignet ist, die Ziele der Wirt­
schaf to srdnung erheblich zu beeinträchtigen, sei es, daß die 
Zuwiderhandlung sich lediglich als Ordnungswidrigkeit darstellt 
oder daß die Vorschrift bei Änderung der allgemeinen wirtschaft­
lichen Lage nur noch die Bedeutung einer bloßen Köntrollmaßnahme 
hat.

BGB §§ 134, 138 Ab, Ca
Machen Parteien eine verbotene Leistung bewußt zum Gegenstand 
eines Verpflichtungsgeschäftes, so ist dieses, wenn das Erfül­
lungsgeschäft nichtig ist, grundsätzlich wegen seines Inhalts 
ebenfalls nichtig.

BGB §§ 440, 433
Hat ein Verkäufer, obwohl ihm ein Zurückbehaltungsrecht zuge­
standen hätte, dem Käufer den Kaufgegenständ übergeben, um 
ihm das Eigentum daran zu verschaffen, steht das Eigentum aber 
einem Britten zu, der Ansprüche aus dem Eigentum gegen den Käu-v 
•fer geltend gemacht hat, so ist der Verkäufer zum Schadenser= 
satz verpflichtet und kann sich nicht darauf berufen, daß er 
zur Übertragung des Eigentums nicht verpflichtet gewesen ist.

BGH, Urt. v. 14- November I960 - VIII ZR 116/59 - OLG Nürnberg



VIII ZR 116/59 -
Verkündet am 14* November I960 Hoffmeister,Justizangestellter 

als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Firma Friedrich S 
handel, in F ^ | ^ ,

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsklägerin

, Schrott- und Metallgroß- 
traße Inhaber Friedrich

- Frozeßbevollmächtigter5 Rechtsanwalt Dr
gegen

die Firma undA.G. in N S B B P ,  NBMSs^aße^BTvertreten durch 
die Vorstandsmitglieder Br, Ing, habil, Werner S M B H h  
Br^Ing^Karl und Reg.-Baumeister a, 3), Gerd-Harald

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,
- Frozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Dr.

hat der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 26 „ Oktober I960 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Dr.Gelhaar, Artl, Dr.Dorschei, Dr.Mezger 
und Dr,Messner

für Recht erkannt;
Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Nürnberg vom 28, April 1959 aufgehoben.
Die SaGhe wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen, dem auch die Entscheidung über die Ko­
sten der Revision Übertragen wird.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

dation, 1
Der gesellschaft mbH,,> jetzt in Liqui-

(im folgenden als Firma
bezeichnet} waren nach Kriegsende aus ihren Lagern 

in Niederbayern größere Mengen Kupfer gestohlen worden«.

Im Oktober 1948 verkaufte und lieferte die Beklagte, 
die einen Schrott- und Metallgroßhandel betreibt, 30 299 kg 
Elektrolytkupfer an die Klägerin zum Preise von 51 200 DM, 
Dieses Kupfer stamiate aus den der Firma B ( H K  gestohlenen 
Mengen, Außerdem erwarb die Klägerin noch Uber eine Firma 

in N f l B B i  Kupfer, das der Firma R ^ ^ ^  gestohlen 
v/orden war. Die Klägerin hat beide Mengen Kupfer verarbei­
tet.

Die Firma R | B P  hat als Eigentümerin des Kupfers vor 
dem Landgericht Nürnberg-Fürthmgegen die Klägerin Ersatzan­
sprüche geltend gemacht« In jenem Verfahren hat die Klägerin 
der Beklagten den Streit verkündet; die Beklagte ist dem 
Verfahren aber nicht beigetreten. Durch Vergleich vom 
9, März 1956 hat sich die Klägerin zur Erstattung von 
43 000 DM verpflichtet«, Diesen Betrag hat sie an die Firma’ 

bezahlt. Der Klägerin sind ferner Kosten in Höhe von 
angeblich 5000 DM entstanden. Der Gesamtbetrag von 
48 000 DM verteilt sich auf die etwa gleich großen Liefe- 
• rangen der Beklagten und der Firma je zur Hälfte«

Im vorliegenden Rechtsstreit verlangt die Klägerin von 
der Beklagten Schadensersatz, da die Beklagte ihr nicht das 
Eigentum an dem gekauften Kupfer verschafft habe. Die Be­
klagte hält sich zum Ersatz nicht für verpflichtet. Sie 
ist der Auffassung, der Kaufvertrag und die auf Übertra­
gung des Eigentums gerichteten Willenserklärungen seien 
v/egen Verstoßes gegen Bewirtschaftungsvorschriften nich­
tig, da, wie .unstreitig ist, den Lieferungen nicht ein für 
den Handel mit Kupfer nach der Anordnung Uber die Bewirt-
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Schaffung von Nichteisenmetallen vom 24«. Mäi’Z 1948 er­
forderlicher Metallbelegschein zugrunde gelegen habe*

Die Klägerin hat im ersten Rechtszuge von dem auf 
24 000 DM berechneten Schaden einen Teilbetrag von 5000 DM 
und, nachdem ihre Klage vom Landgericht abgewiesen worden 
war, im zweiten Rechtszuge mit der Berufung einen Teilbe­
trag von 6100 DM nebst Zinsen geltend gemachte Das Beru­
fungsgericht hat die Beklagte .antragsgemäß verurteilte

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Abweisung 
der Klage* Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzu- 
weissn*

Entscheidungsgründe:
Pili

I* Die Revision ist fristgerecht begründet worden* Das 
Bayerische Oberste Landeegericht hat durch Beschluß vom 
19« Juni 1959 entschieden, daß zur Verhandlung und Entschei­
dung der Bundesgerichtshof zuständig ist* Mit der Zustel­
lung dieses Beschlusses begann nach § 7 EGZPO der Lauf der 
Frist für die Revisionsbegründung von neuem, und zwar 
auch, wenn bei Zustellung des Zuständigkeitsbesohlusses 
die Begründ uiigsfri st bereits abgelaufen gewesen sein soll­
te (BGHZ 24,36).

II» 1. Das Berufungsgericht glaubt, es dahingestellt las­
sen zu können, ob bei einer Lieferung von Nichteisenmetal­
len (im folgenden NE-Metallen) ohne Bezugsberechtigung 
das der Erfüllung des Kaufvertrages dienende Geschäft 
nichtig ist, da im vorliegenden Fäll ohnehin nach § 935 BGB 
Eigentum an den gestohlenen Metallen nicht auf die Kläge­
rin habe übertragen werden können* Es hält jedenfalls den 
zwischen den Parteien geschlossenen Kaufvertrag für gül­
tig* Aus der Wirksamkeit des Kaufvertrages folgert es, 
daß die Klägerin nach § 440 BGB Schadensersatz wegen Nicht­
erfüllung verlangen könne«
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2. Der Revision ist der Erfolg nicht zu versagen.

a) Die Auffassung des Berufungsgerichts, der Kauf­
vertrag sei wirksam, begegnet bei dem bisherigen Stand 
des Verfahrens rechtlichen Bedenken«

Maßgebend für den Handel mit Elektrolytkupfer war zur 
Zeit des Abschlusses des Kaufvertrages die Anordnung über 
die Bewirtschaftung von NE-Metallen vom 24 o März 1948 
(VfWMBl 1948,124) - im folgenden AO NEM 1/48 Sie war 
auf Grund der ersten Verordnung zur Durchführung des Be­
wirtschaftungsnotgesetzes vom 18. Dezember 1947 (W1GB1 
1948,7) erlassen worden, nach deren § 2 NE-Metalle der 
Bewirtschaftung unterlagen, die im einzelnen durch Anord­
nungen des Direktors der Verwaltung für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes geregelt wurdd« Die AO 
NEM 1/48 unterwarf in § 1 in Verbindung mit der Anlage 1 
auch das hier in Präge stehende Elektrolytkupfer den Be­
wirtschaftungsvorschriften o Im § 2 der Anordnung war be­
stimmt: ’’Rohmaterial und Abfallmaterial dürfen nur gegen 
Vorlage eines Metallbelegscheins geliefert und bezogen 
werden« Der Lieferung und dem Bezüge im Sinne dieser An­
ordnung ist jeder Wechsel des Eigentums und des mittel­
baren oder unmittelbaren Besitzes aptyie jeder Ortswechsel 
gleichgestellt." Hinsichtlich der genannten Metallbeleg­
scheine verhielt es sich wie folgt: Die AO NEM 1/48 sah 
in § 7 vor, daß die behördlichen Kontingentsverwalter zur 
Deckung bestimmten Bedarfes Über ihre Kontingente an NE- 
Metallen durch Ausstellung und Übertragung von Metallbe- 
zugsrebhteWyerfügten. Nach § 10 Nr.l Satz 2 der AO ge­
währten Metallbezugsrechte einen Anspruch auf Ausstellung 
eines Metalldecki-rgsScheines, dessen es nach § 3 zum Ver­
brauch und zur Tyr^vbeitung des Metalles bedurfte. In 
§ 10 war sodann bestimmt, daß Verbraucher und Verarbei­
ter von Rohmaterial und Abfallmaterial die Berechtigung zum 
Bezugs zum Verbrauch oder zur Verarbeitung durch diese



Metalldeckungsscheine erhielten, die der Direktor der 
Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsge­
bietes ausstellte„ Der Empfänger eines solchen Metall- 
deckungsscheines stellte seinerseits nach § 11 zuja Bezug 
von Roh- oder Abfallmaterial die erwähnten Metallbeleger. 
scheine aus» Zuwiderhandlungen gegen die AO NEM 1/48 wur­
den hach den §§ 8-31 des Bewirtschaftungasotg^^^J^s^afl/o,

Lieferung und Bezug von Elektrolytkupfer, mithin je­
des der Erfülluhg eines schuldrechtlichen Verpflichtungs­
geschäftes dienende Verfügungsgeschäft, ohne Vorlage ei­
nes Metallbelegscheines war also verboten und unter Stra­
fe gestellt. Ein solches Geschäft war nach § 134 BGB auch 
grundsätzlich nichtig« Zwar führt nicht jeder Verstoß ge­
gen ein gesetzliches Verbot zur Nichtigkeit, sondern nur 
dann, wenn sich aus dem Verbotsgesetz nicht ein anderes 
ergibt* Darüber, ob für den Fall der Verletzung die Nich­
tigkeit eintritt, ist nach dem Sinn und Zweck des Geset­
zes zu entscheiden; insbesondere führt der Verstoß gegen 
Strafvorschriften regelmäßig zur Nichtigkeit, wenn die 
Strafdrohung sich gegen die rechtliche Wirkung des' Ge­
schäfts, nicht nur gegen die tatsächliche Vornahme, rich­
tet und die durch das Geschäft beabsichtigte Veränderung in 
den Frivatrecntsverhältnissen verhindern will* Daher macht 
grundsätzlich ein von beiden Parteien begangener Verstoß 
gegen Bewirtschaftungsvorschriften nach deren Zweck das 
Ausführungsgesohäft nichtig (BGH Urteil v, 30« Mai 1951 - 
- II ZR 10/51 - IM BGB § 134 Nr.3 jSoergel/Siebert, BGB 
9oAuflo § 134 Anm„19; Palandt, BGB 19.Aufl, § 134 Anm.3 a). 
Im vorliegenden Fall geht das Berufungsgericht ersichtlich 
davon saus, beide Vertragsparteien hätten bei Vertragsschluß 
und Lieferung bewußt von der Beibringung eines Metallbeleg­
scheines Abstand genommen« Es führt aus, unbestritten sei, 
daß bei der Lieferung und dem Bezug des Kupfers die Par­
teien keinen Metallbelegschein vorgelegt und auch bei dem 
Abschluß des Vertrages von der Vorlage abgesehen hätten»
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Das kann nur in dem Sinne verstanden werden, daß die Par­
teien sich bewußt über die Vorschrift des § 2 AO NEM 1/48 
hinweggesetzt haben. Die Rüge der Revision, das Berufungs­
gericht habe den hierzu von der Beklagten angebotenen Be­
weis nicht erhoben, geht daher ins Leere. Im übrigen ist 
das Vorbringen der Beklagten in diesem Punkt unklar. Sie 
behauptet, der Handlungsbevollmächtigte der Klägerin H 9 0 |  
9 0 habe von ihr eine "Metallbescheinigung" verlangt. Als 
diese nicht habe vorgelegt werden können, sei der Kauf ohne 
eine solche zustande gekommen. Nach den angeführten Bestim­
mungen der §§ 10 und 11 AO NEM 1/48 erhielt aber der Ver­
braucher und Verarbeiter Metalldeökungsscheine, auf Grund 
deren er zum Bezug des Metalls Metallbelegscheine auszu­
stellen hatte. Die Vorlegungspflicht traf also die Kläge­
rin. Daß der Verstoß gegen die Vorschrift des § 2 AO NEM 
i/48 darin bestanden habefe daß die Klägerin Metallbeleg­
scheine nicht vorgelegt hat, nimmt ersichtlich auch das 
Berufungsgericht an.

Nach dem vom Berufungsgericht bisher festgestellten 
Sachverhalt müßte davon ausgegangen werden, daß das auf 
Eigentumsübertragung gerichtete dingliche Rechtsgeschäft 
nichtig ist. Eine abschließende Entscheidung läßt sich 
jedoch noch nicht treffen. Nicht jede Zuwiderhandlung gegen 
die Anordnung über die Bewirtschaftung von NE-Metallen vom 
§4o März 1948 bildet eine strafbare Handlung. Zuwiderhand- 
langen
auch als bloße Ordnungswidrigkeiten mit Ordnungsstrafe ge­
ahndet werden, wenn kein öffentliches Interesse an der 
Herbeiführung einer gerichtlichen Entscheidung bestand *
Die Anordnung erfaßte: also auch ^Tatbestände, die objektiv 
so gelagert waren, daß - mit den Worten des § 3 Abs.l Nr.l 
des später erlassenen Wirtschaftsstrafgesetzes - die ffat 
ihrem Umfang oder ihrer Auswirkung nach nicht geeignet war, 
die Ziele der Wirtschaftsordnung erheblich zu beeinträch­
tigen. In Fällen solcher Art braucht der Verstoß gegen
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eine Wirtschaftsvorschrift nach Sinn und Zweck der Bestim 
mung nicht notwendig die Nichtigkeit den Rechtsgeschäfts 
nach sich zu ziehen, das Gegenstand der Zuwiderhandlung 
ist. Der Gesetzeszweck kann sich ausnahmsweise in einer 
Ordnungsfunktion erschöpfen, indem er durch Ordnungsstraf 
künftigen Zuwiderhandlungen zu begegnen sucht, ohne sich 
gegen den Bestand des ordnungswidrig geschlossenen Ge­
schäfts zu richten, Sinn und Zweck eines in wirtschaftli=» 
chen Notzeiten geschaffenen Gesetzes können sich mit der 
Änderung der wirtschaftlichen Löge auch wandeln. Eine Zu­
widerhandlung, die in der Zeit des Warenmangels vor der 
Währungsreform die Bedarfsdeckung gefährdet hätte,und des­
halb in ihrer privatrechtlichen Auswirkung nicht hätte 
hingenommen werden dürfen, konnte nach der Währungsreform 
bei steigendem Warenangebot für die Versorgung ohne we­
sentlichen Einfluß sein, so daß die sie verbietende Be­
wirtschaf tungs Vorschrift nur noch die Bedeutung einer 
bloßen Kontrollmaßnahme hatte. So hat die Klägerin den 
Sachverhalt dargestellt„ Sie behauptet unter Verweisung 
auf die Bekundung des sachverständigen Zeugen Schmeling, 
des früheren stellvertretenden Leiters der Fachsteile NE- 
Metalle in Frankfurt, die Vorschriften der AO NEM l/48 
seien im Oktober 1948 praktisch jedenfalls dann nicht 
mehr angewendet worden, wenn es sich um gehortetes, nicht 
von der Verwaltung für Wirtschaft erfaßtes Metall gehan­
delt habe. Die Beklagte, die allein habe wissen können, 
ob das Metall, das sie zu liefern beabsichtigt habe, er-- 
faßt oder nicht erfaßt gewesen sei, habe von ihr keine 
Belegscheine für das Elektrolytkupfer angefordert, Hätte 
die Beklagte Belegscheine angefordert, so hätte sie, die 
Klägerin, solche übergeben, da sie Belegscheöne zur Ver­
fügung gehabt habe oder solche mindestens jederzeit in 
reichlichem Maße hätte erhalten können. Die ganze Frage 
habe sich überhaupt nicht gestellt, da die praktische 
Handhabung über die Vorlage von Belegscheinen schon
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hinweggeschritten gewesen sei. Der Zeuge Schmeling hat 
u .g « bekundet, die Verwaltung für Wirtschaft habe nach einen 
seiner Erinnerung in den Fällen keine Maßnahmen gegen 
belegscheinfreien Bezug von NE-Metallen ergriffen«, in 
denen ein solcher Bezug aus besonderen Gründen erfolgt 
sei; insbesondere seien die Strafvorschriften der AO NEM 
1/48 in solchen Fällen nicht mehr angewendet wordene Die 
Klägerin hat danach einen Sachverhalt vorgetragen, der 
die Annahme rechtfertigen könnte, daß der Sinn der An­
ordnung, der ihr im Oktober 1948 von den obersten Y/irt- 
schaftsstellen beigelegt wurde, nicht mehr darauf gerich­
tet war, dem Bezug von NE-Metallen ohne Metallbelegschein 
schlechthin mit zivilrechtlicher Nichtigkeit zu begegnen. 
Wenn es zutrifft, daß der Klägerin, wie sie offenbar sa­
gen will, vom Direktor der Verwaltung für Wirtschaft Me­
talldeckungsscheine ausgestellt waren, so wäre im übri­
gen der Klägerin eine Erlaubnis zum Bezug von Elektrolyt­
kupfer erteilt gewesen. Es hätte ein Von der Bewirtschaf­
tungsstelle mißbilligter Erwerb von Metall überhaupt nicht 
stattgefunden. Die Klägerin hätte lediglich verabsäumt, 
der Beklagten einen von ihr auszustellenden Metallbeleg­
achein vorzulegen, möglicherweise weil die Beklagte, die das 
Elektrolytkupfer ihrerseits ohne Bezugsberechtigung erwor­
ben hatte, einen solchen Metallbelegschein nicht verlangt 
hat. Daß deswegen genehmigte Erwerb

* nichtig sei, läßt sich aus Zweck und Sinn der AO NEM 1/48 
nicht entnehmen.

Der Auffassung, daß es auf die Frage der Wirksamkeit 
des Erfüllungsgeschäftes deshalb nicht ankomme, da auch 
bei dessen Nichtigkeit das Verpflichtungsgeschäft wirksam 
abgeschlossen sei, kann dagegen nicht beigetreten werden. 
Richtig ist zwar, daß ein allgemeines Veräußerungsverbot 
für NE-Metalle nicht bestanden hat und sie auch, wie das 
Berufungsgericht zutreffend animmt, nicht grundsätzlich 
beschlagnahmt gewesen sind;, so daß eine Anwendung des § 3
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der Verordnung über die Wirkungen der Beschlagnahme zur 
Regelung des Warenverkehrs vom 4» März 1940 (RGBl I 351) 
entfällt. Daraus folgt indessen nicht, daß trotz Nichtig­
keit des ErfüllungsgeSchaftes ohne weiteres jedes Ver~ 
pflichtungsgeschäft wirksam wäre» Machen Parteien bewußt 
eine verbotene Leistung zum Gegenstände ihres Vertrages, 
so ist das verpflichtende Rechtsgeschäft wegen seines 
verbotenen Inhalts ebenfalls verboten und dann nichtig, 
wenn das Erfüllungsgeschäft nichtig ist (RG.LZ 1931*1060} 
Nr02; Palahdt, BGB 19.Aufl. § 134 Anm. 2 c). Außerdem wäre 
ein auf eine nichtige Leistung gerichteter Vertrag, weil 
die Leistung aus Rechtsgründen nicht erbracht werden kann, 
und deshalb unmöglich ist, nach § 306 BGB nichtig« Schließ­
lich könnte der Kaufvertrag nach § 138 Abs.l wegen Ver^ 
stoßes gegen die guten Sitten nichtig sein« Der Bundesge­
richtshof hat bei einer Zuwiderhandlung gegen Bewirtschaf­
tungsvorschriften einen Sittenverstoß unter dem Gesichts­
punkt als gegeben angesehen, daß die vertraglich ausbe­
dungene Leistung nach dem Willen beider Teile mit Hilfe 
von Verstößen gegen Gesetze habe erbracht werden sollen, 
die ira Interesse der Gemeinschaft geschaffen worden seien 
(Urteil vom 29, April 1953 - VI ZR 207/52 - LM BGB § 138 
(Oa) Nr.l)„ Aus allen diesen Gründen bedarf es zur Entschei 
dung, ob ein wirksamer Kaufvertrag zustande gekommen ist, 
der Aufklärung der Umstände, die dazu geführt haben, daß 
die Klägerin Metallbelegscheine nicht ausgestellt und vorge 
legt hat. Dabei kann es auch darauf ankommen, ob die Par­
teien von der Vorstellung beherrscht gewesen sind, ein ver­
botenes Geschäft abzuschließen, und dies Inhalt der Abre­
den gewesen ist oder ob sie sich darüber einig gewesen sind 
der Klägerin ständen Bedarfsdecküngsscheine in ausreichen­
dem Maße zur Verfüfung, um Metallbelegscheine auszustellen, 
sie aber davon als einer bloßen Förmlichkeit abgesehen ha­
ben, etwa mit dem stillschweigenden Vorbehalt, daß die Aus­
stellung nachgeholt werden solle, wenn das zu einer ord­
nungsgemäßen Erfüllung des Kaufvertrages notwendig werden 
sollte.
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b) Die Revision meint ferner, wenn die Lieferung und 
der Bezug von Elektrolyt-Kupfer ohne Belegschein gesetzlich 
verboten und strafbar gewesen sei, so daß die Klägerin die­
ses Metall überhaupt nicht hätte entgegennehmen dürfen0 so 
könne sie sich nicht darüber beschweren und Rechte daraus 
herleiten, daß die verbotswidrig entgegengenommene Leistung 
Rechtsmängel aufgewiesen habe*

Dem kann nicht zugestimmt werden. Die Beklagte war al­
lerdings auch bei Wirksamkeit des Kaufvertrages zur Erfül­
lung solange nicht verpflichtet, als die Klägerin ihr nicht 
die entsprechenden Metallbelegscheine vorlegte0 Bis dahin 
hätte sie nach § 320 BOB ihre Leistung verweigern können*
Sie hat aber teilweise ihre Verkäuferverpflichtungen erfüllt, 
indem sie der Klägerin das verkaufte Metall übergabt Ein 
Grundsatz, daß, wer nicht zu erfüllen braucht, aber trotz­
dem leistet, nicht verpflichtet sei, die erbrachte Leistung 
vertragsgemäß zu bewirken, kann nicht anerkannt werden» Das 
Reichsgericht geht zwar davon aus, daß die Verpflichtung zur 
Beseitigung etwaiger Rechte Dritter gleichzeitig mit der Ver­
pflichtung zur Verschaffung des Eigentums zu erfüllen sei, 
und hat aus diesem Grundgedanken heraus angenommen, bei ei­
nem Verkauf unter Eigentumsvorbehalt brauche die Verpflich­
tung des Verkäufers zur Befreiung der Sache von etwaigen | 
Rechten Dritter erst im Zeitpunkt des Eigentumsüberganges, 
also erst nach Zahlung des Kaufpreises, erfüllt zu werden 
(RGZ 83,214)- Auch wenn das zuträfe, würde daraus noch nicht 
folgen, daß bei einer Sachlage wie der vorliegenden der Käu­
fer deshalb Ahoprüche nicht geltend machen könne, weil er, 
auch wenn die Kaufsache Eigentum des Verkäufers gewesen wäre, 
nicht ohne Vorlegung der Metallbelegscheine die Übertragung 
des Eigentums hatte verlangen können, die Voraussetzungen 
für einen Anspruch wegen Nichterfüllung also nicht gegeben 
seien. Der Grundsatz, daß Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
erst verlangt werden könne, wenn der Anspruch auf Eigentums­
verschaffung fällig sei, darf nicht verallgemeinert werden.
Es sind Fälle denkbar, in denen der Käufer berechtigt ist.
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schon vor dem Zeitpunkt, in dem er den Erwerb des Eigentums 
verlangen kann, Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer 
geltend zu machen* So hebt BGB RGRK (ll.Aufl., § 455 Anmo3; 
mit Recht hervor, daß anders als im Urteil RGZ 85,214 zu 
entscheiden wäre, wenn das fragliche Recht des Dritten 
schon vor der geschuldeten Eigentumsübertragung die Benut­
zung des Kaufgegenstandes durch den Käufer hindern würdee 
Ebenso wie ein Vorbehaltskäufer es sich auch vor Zahlung 
des Kaufpreises nicht gefallen zu lassen braucht, daß ein 
Dritter ihm die gekaufte Sache entzieht, braucht auch die 
Klägerin es im Verhältnis zur Beklagten nicht hinzunehmen, 
daß sie den Eigentumsansprüchen der Firma ausgesetzt
und gezwungen werde, dieser den Wert des Kupfers ohne Mög^ 
lichkeit des Rückgriffes zu erstatten* Die Beklagte kann sici 
umso weniger darauf berufen, daß sie zur Übertragung des Ei­
gentums nicht verpflichtet gewesen sei, als durch ihr Ver­
halten der Zweck, der mit dem Kaufvertrag erstrebt wurde, 
erreicht worden ist« Die Beklagte hat der Klägerin in Erfül­
lung des Kaufvertrages den Besitz an dem Kupfer verschafft 
und die. Klägerin bewußt in die Lage versetzt, das Metall zu 
verarbeiten* Damit erlangte die Klägerin das Eigentum an 
den gefertigten Waren, in denen auch das verkaufte Kupfer 
enthalten ist. Rechtlich liegt in der bloßen Zweckerreichung 
zwar noch nicht die Erfüllung des Vertrages; der tatsächli­
che Zustand kommt der Erfüllung aber gleich, da die Klägerin 
als. Eigentümerin des Fabrikats nicht anders dasieht, als 
wenn die Beklagte ihr das Eigentum an dem zur Herstellung 
dienenden Kupfer verschafft und sie als Eigentümerin das Ma­
terial verarbeitet hätte. Hat die Beklagte aber das ihrige 
getan, um wirtschaftlich einen der Erfüllung gleichen Zustan 
herbeizuführen, 90 muß sie auch für Rechtsmängel einstehen, 
für die sie, wenn es zur Erfüllung gekommen wäre, gehaftet 
hätte.

III. Sollte das Berufungsgericht zu der Auffassung gelang 
gen, daß der Kaufvertrag nichtig ist, so wird es zu prüfen 
haben, ob etwa ein Anspruch der Klägerin auf Rückzahlung des 
Kaufpreises auf Gerund der Vorschriften über die Herausgabe
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einer ungerechtfertigten Bereicherung begründet ist* Unter 
dem Gesichtspunkt, ob ein solcher»Anspruch deshalb entfällt, 
weil auch der Klägerin bei der Leistung der Kaufpreiszah­
lung ein Verstoß gegen ein gesetzliQ|^$Äerbot oder gegen die 
guten Sitten zur Last fällt (§ 817 Abs.l Satz 2 BGB), würde 
es ebenfalls einer Würdigung der gesamten Umstände, unter 
denen der Kaufvertrag zustande gekommen ist, bedürfeno

IV. Das angefochtene Urteil ist somit aufzuheben und die 
Sache an das Berufungsgericht zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung zurückzuverweisen, dem auch die Entscheidung 
über die Kosten der Revision übertragen worden ist*

Dr.Gelhaar Artl Dr. Dorschei Dr.Mezger Dr.Messner


